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mindestens bis zum Abschluß des Haftungsbeschränkungs- 
Verfahrens befristete Bankgarantie zu errichten. Die Bank­
garantie muß die sofortige Zahlung des garantierten Betrages 
an den Verfahrensbeauftragten gewährleisten. Das Gericht 
kann weitere Bedingungen an den Inhalt der Bankgarantie 
stellen.

(3) Mehrere Antragsteller sind für die Errichtung des Haf­
tungsfonds als Gesamtschuldner verantwortlich.

(4) Die Einleitung der Gesamtvollstreckung nach Errich­
tung des Haftungsfonds hat auf die Durchführung dieses 
Haftungsbeschränkungs-Verfahrens keinen Einfluß. _.

§ 16
Anerkennung der Sicherheitsleistung 

als Haftungsfonds
(1) Hat der Antragsteller eine Sicherheit für eine diesem 

Haftungsbeschränkungs-Verfahren unterliegende Forderung 
innerhalb der Deutschen Demokratischen Republik geleistet, 
hat das Gericht auf seinen Antrag zu beschließen, daß diese 
Sicherheit in den Haftungsfonds umgewandelt wird.

(2) Erreicht die Sicherheit nicht die Höhe des Haftungs­
fonds, ist der Antragsteller aufzufordern, innerhalb eines 
Monats den Differenzbetrag zu entrichten. Kommt er dieser 
Aufforderung nicht fristgemäß nach, ist § 8 Abs. 3 anzu­
wenden.

§17
Erhöhung des Haftungsfonds

(1) Wird nach Errichtung des Haftungsfonds die Einbezie­
hung einer Forderung, die aus der Verletzung oder Tötung 
von Personen entstanden ist, in das Haftungsbeschränkungs- 
Verfahren beantragt oder von einem Gläubiger angemeldet 
und ist der Haftungsfonds nur für Forderungen aus Sachschä­
den errichtet, beschließt das Gericht die Erhöhung des Haf­
tungsfonds.

(2) Ergänzt der Antragsteller den Haftungsfonds nicht inner­
halb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses, ist der An­
trag auf Einbeziehung der Forderung gemäß Abs. 1 abzuweisen. 
Der Gläubiger kann diese Forderung außerhalb des Haftungs­
beschränkungs-Verfahrens geltend machen; Sie kann durch 
öffentliche Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses nicht 
ausgeschlossen werden.

§18
Einstellung von Vollstreckungsmaßnahmen

(1) Nach Errichtung des Haftungsfonds^ und Einzahlung des 
geforderten Gerichtskostenvorschusses hat das Gericht dem 
Antragsteller zu bescheinigen, daß der Haftungsfonds in vol­
ler Höhe errichtet ist. In dieser Bescheinigung sind die Forde­
rungen zu bezeichnen, die in das Haftungsbeschränkungs- 
Verfahren einbezogen sind.

(2) Wegen dieser Forderungen laufende Vollstreckungsmaß­
nahmen sind vorläufig einzustellen, wenn der Antragsteller 
die Einstellung unter Vorlage der Bescheinigung gemäß Abs. 1 
beantragt. Die Vollstreckung ist endgültig einzustellen, wenn 
der Antragsteller nachweist, daß der Anspruch im Haftungs­
beschränkungs-Verfahren berücksichtigt wird.

§19
Beitrittserklärung

(1) Nach Eröffnung des Haftungsbeschränkungs-Verfahrens 
kann jeder andere Antragsberechtigte die Zulassung seines 
Beitritts beantragen.

(2) Der Antrag hat die Angaben gemäß § 5 zu enthalten. 
Insbesondere sind die im Haftungsbeschränkungs-Verfahren 
benannten Forderungen anzugeben, die auch gegen den Bei­
tretenden geltend gemacht werden oder geltend gemacht wer­
den können. Er kann auch beantragen, daß weitere Forderun­
gen, die aus dem Ereignis gegen ihn geltend gemacht werden, 
in das Haftungsbeschränkungs-Verfahren einbezogen werden.

(3) Das Gericht entscheidet über die Zulassung nach Anhö­
ren des ursprünglichen Antragstellers durch Beschluß. Die Be­
stimmungen der §§ 6 bis 18 sind anzuwenden.

Dritter Abschnitt 
Durchführung des Haftungsbeschränkungs-Verfahrens

§ 2 0
Aufrechnung

(1) Forderungen des Antragstellers gegen den Gläubiger 
sind gegen Forderungen des Gläubigers gegen den Antrag­
steller aus demselben Ereignis aufzurechnen. Mit Forderungen 
aus anderen Gründen darf in diesem Haftungsbeschränkungs- 
Verfahren nicht aufgerechnet werden. Das Aufrechnungsver­
bot gilt auch in Haftungsbeschränkungs-Verfahren für Forde­
rungen aus der Gewässerverunreinigung.

(2) Werden Forderungen gleicher Höhe gegeneinander auf­
gerechnet, gelten beide Forderungen als erfüllt.

(3) Verbleibt nach der Aufrechnung für den Gläubiger ein 
Restbetrag, ist er in die Forderungsliste aufzunehmen. Ein 
für den Antragsteller verbleibender Restbetrag findet im Haf­
tungsbeschränkungs-Verfahren keine Berücksichtigung.

(4) Meldet der Antragsteller eine Gegenforderung nicht bis 
zum Abschluß der Forderungsliste an, kann er sie außerhalb 
des Haftungsbeschränkungs-Verfahrens nicht mehr geltend 
machen.

§ 2 1
Forderungsliste

(1) Der Verfahrensbeauftragte hat die Forderungsliste zu 
führen, die ständig zu ergänzen ist. Die bedingten eigenen 
Forderungen sind in der Forderungsliste gesondert auszuwei­
sen.

(2) Nach Klärung von Widersprüchen gegen Forderungen 
und Gegenforderungen ist die Forderungsliste abzuschließen, 
jedoch nicht vor Ablauf von 3 Monaten nach der öffentlichen 
Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses. Der Verfahrens­
beauftragte hat die abgeschlossene Forderungsliste dem Ge­
richt einzureichen.

§22
Prüfungstermin

(1) Das Gericht hat einen Prüfungstermin zu bestimmen, zu 
dem die Verfahrensbeteiligten unter Beifügung der Forde­
rungsliste zu laden sind. Zwischen der Zustellung der Ladung 
und dem Termin soll eine Frist von mindestens einem Monat 
liegen.

(2) Die Verfahrensbeteiligten können spätestens im Prü­
fungstermin Einwendungen gegen die Forderungsliste erheben. 
Das gilt nicht hinsichtlich der Forderungen, über deren Höhe 
oder über deren Einbeziehung in das Haftungsbeschränkungs- 
Verfahren durch rechtskräftiges Urteil entschieden wurde, und 
hinsichtlich der Forderungen, gegen die der Verfahrensbetei­
ligte hätte Widerspruch einlegen oder eine Berichtigung oder 
Vervollständigung hätte vornehmen können.

(3) Wird im Prüfungstermin eine Einigung zwischen den 
Verfahrensbeteiligten erzielt oder wurden Einwendungen nicht 
erhoben, bestätigt das Gericht die endgültige Forderungsliste 
durch Beschluß.

(4) Wird im Prüfungstermin eine Einigung über Einwen­
dungen nicht erzielt, kann der Verfahrensbeteiligte bei dem 
Gericht, bei dem das Haftungsbeschränkungs-Verfahren 
durchgeführt wird, Feststellungsklage einreichen. Ist die Klage 
nicht innerhalb eines Monats nach dem Prüfungstermin einge­
reicht worden, gilt die Einwendung als nicht erhoben. Nach 
Rechtskraft des Urteils oder nach Ablauf der Frist bestätigt 
das Gericht die Forderungsliste durch Beschluß.

§23
Verteilungsplan

(1) Nach Bestätigung der Forderungsliste stellt der Ver­
fahrensbeauftragte den Verteilungsplan auf.

(2) Bedingte eigene Forderungen des Antragstellers werden 
im Verteilungsplan wie Forderungen eines Gläubigers be­
rücksichtigt. Der auf sie entfallende Anteil des Haftungsfonds 
wird vorläufig zurück behalten.


